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Vorwort 

Die Privatisierung der ehemals volkseigenen Kombinate in den neuen Bun-
desländern durch die Treuhandanstalt war eine gewaltige Herausforderung bei 
der Neustrukturierung der Wirtschaft in den neuen Bundesländern. Nicht nur 
der Zusammenbruch der angestammten Märkte in Osteuropa, sondern auch die 
komplexen Eigentumsverhältnisse erschwerten bei der Privatisierung die 
Durchsetzung der volkswirtschaftlich und staatspolitisch vorgegebenen Ziele 
der Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen sowie die Durchfilhrung von 
Investitionen ungemein. 

Konfrontiert mit solch schwierigen rechtlichen und wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen kam der Vertragsgestaltung bei den Unternehmensprivatisie-
rungen eine Schlüsselrolle zu. Die Umsetzung volkswirtschaftlicher Zwecke als 
Massengeschäft unter gleichzeitiger strikter Beachtung der Rechte von Altei-
gentümern erforderte eine atypische Gestaltung vieler Klauseln in den Unter-
nehmenskaufverträgen. 

Der Autor hat seit Februar 1992 in der Treuhandanstalt respektive deren 
Nachfolgeorganisation, der Bundesanstalt rur vereinigungsbedingte Sonderauf-
gaben, bei der Privatisierung, Sanierung und Abwicklung von Unternehmen in 
den neuen Bundesländern mitgewirkt; Anlaß genug, sich einer Auswahl der 
vorgefundenen Rechtsprobleme auch aus der akademischen Perspektive zu 
nähern. 

Die Dissertation wurde im Mai 1996 abgeschlossen und lag der Juristischen 
Fakultät der Universität Potsdam vor. Mein besonderer Dank gilt meinem 
Doktorvater, Herrn Professor Dr. Harald Herrmann, der mir großzügig die 
notwendigen Freiräume bei der inhaltlichen Gestaltung der Arbeit gewährte 
und darauf achtete, daß der "rote Faden" bei der Vielzahl der angesprochenen 
Rechtsfragen nicht abriß. Mein herzlicher Dank gilt auch Herrn Professor Dr. 
Detlev W. Belling rur die Übernahme des Zweitgutachtens und fUr manche 
weiterfUhrenden Hinweise. 

Bedanken möchte ich mich ferner bei den Herren Dr. Manfred Hartung und 
Dr. Michael Fehling, die wertvolle Anregungen zu Autbaufragen gaben. Für 
die redaktionelle Durchsicht des Manuskripts spreche ich Herrn Fritz 
Weispfenning und rur ihre Unterstützung bei der Erstellung der Druckvorlage 
Frau Ilona Kawgan-Kagan meinen Dank aus. Nicht vergessen will ich die Da-
men Petra Bartetzko und Dorethea Werner-Busse, die mich aufgemuntert ha-
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ben, wenn in Anbetracht der Doppelbelastung Beruf und Promotion die Fertig-
stellung des umfangreichen Werkes innerhalb angemessener Zeit zu scheitern 
drohte. 

In Dankbarkeit widme ich diese Arbeit meinen Eltern, die mich in meinem 
persönlichen und beruflichen Werdegang stets mit all den ihnen zur Verftlgung 
stehenden Mitteln unterstützt und aufopferungsvoll ihre persönlichen Bedürf-
nisse zugunsten der Förderung ihrer Kinder hintangestellt haben. 

Berlin, im April 1997 Johannes Heß 
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Einleitung 

A. Die besondere Aktualität des Unternehmenskaufs 
seit der Wiedervereinigung der bei den deutschen Staaten 

Seit der Wiedervereinigung Deutschlands am 3. Oktober 1990 ist der Auf-
bau der Marktwirtschaft in den neuen Bundesländern eine zentrale Aufgabe der 
Politik. Schon im Vorfeld der Wiedervereinigung waren die Voraussetzungen 
rur die Auflösung des Volkseigentums in der Deutschen Demokratischen 
Republik und die Überfiihrung großer Teile desselben in Privateigentum zu 
schaffen. Diese Aufgaben wurden zum Großteil der zu diesem Zweck geschaf-
fenen Privatisierungsbehörde Treuhandanstalt übertragen. Annähernd achttau-
send ehemals staatlich geleitete Industriebetriebe mit ca. 40 000 Betriebsstätten 
wurden unter treuhänderische Verwaltung gestellt'. Die Treuhandanstalt sollte 
gemäß ihrem gesetzlichen Auftrag alle diese Betriebe schnellstmöglich in die 
Privatwirtschaft überfiihren2• 

Zum Jahresende 1994 hatte die Treuhandanstalt bis auf ca. 70 Unternehmen 
rur alle unter ihrer treuhänderischen Verwaltung stehenden Unternehmen, 
darunter auch einige Großbetriebe mit einer Gesamtzahl von wenigen zehntau-
send Arbeitnehmern, private Investoren gefunden, eine beachtliche Leistung 

I Zahlenangaben aus Immenga, NJW 1993, 2471 ff.: Die Kombinate wurden noch 
entflochten, so daß schließlich ca. 12500 zu privatisierende Unternehmen entstanden; 
Möschel, ZGR 1991, 175, 183: Bei dem Treuhandvermögen steht das ehemals volksei-
gene Industrievermögen der DDR im Vordergrund. Es umfaßt ca. 8000 Betriebe mit 
etwa 40000 Betriebsstätten, darunter 100 Kombinate mit Holding-Charakter. 6 Mio. 
Beschäftigte gehören dazu. Die 100 Kombinate sowie ca. 1500 weitere Betriebe mit 
überregionaler Bedeutung werden von der Zentrale der Treuhandanstalt betreut. 6400 
sogenannte kleinere Unternehmen werden von den Niederlassungen der Treuhandanstalt 
betreut. Davon sind ca. 2000 an die Kommunen zu übertragen, etwa 1000 zu liquidieren 
(Anm: diese Zahl ist Ende 1995 auf3.700 angewachsen) und 3000 verkaufsfähig ... Das 
Treuhandgesetz sah ursprünglich die Bildung von operativen Treuhand-AG vor. Die 
Idee kam aus dem Bundeswirtschaftsministerium. Die Vorstellung wurde nicht reali-
siert. Der Ausbau der bereits vorhandenen Niederlassungen galt als flexibler. 

2 Zutreffend Immenga, NJW 1991,2471 ff., vgl. § 1 Abs. 1 S. 1 THG: "Das volksei-
gene Vermögen ist zu privatisieren. Dem entspricht die Formulierung in der Präambel, 
wonach beabsichtigt ist, "die unternehmerische Tätigkeit des Staates durch Privatisie-
rung so rasch und so weit wie möglich zurückzufiihren". 
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unter den ebenso einmaligen wie schwierigen historischen Realitäten. Mit 
Stichtag vom 1.1.1995 trat nach der Treuhandanstaltumbenennungsverordnung 
(TreuhUmbenV) die Nachfolgeorganisation der Treuhandanstalt, die Bundes-
anstalt tUr vereinigungs bedingte Sonderaufgaben (BVS) auf den Plan. Allein 
schon durch die Namensänderung, die mit einem stetigen Personalabbau 
parallel zu der Abarbeitung der Sonderaufgaben in den neuen Bundesländern 
einhergeht, sollte ein Zeichen tUr den Wandel von der Privatisierungsbehörde 
hin zu einer Behörde mit Verwaltungs- und Kontrollfunktionen gesetzt werden. 

Nicht zuletzt der schmerzhafte Prozeß der kurzfristigen Umwandlung der 
Unternehmen hin zur sozialen Marktwirtschaft, verbunden mit einem rapiden 
Abbau von industriellen Arbeitsplätzen, filhrte bei der Bevölkerung in Ost-
deutschland zu einer stark negativ gefärbten Einstellung gegenüber dem 
"Jobkiller" Treuhandanstalt. Wegen der allgemeinen IdentifIkation der gesam-
ten Bevölkerung mit der Bezeichnung "Treuhandanstalt" wird daher im folgen-
den der alte Behördenname der neuen, farblosen Bezeichnung BVS vorgezo-
gen. Es ist denn auch keineswegs so, daß mit dem politisch erwünschten 
Verschwinden des alten Namens irgendein Problem aus der Phase der vorran-
gigen Privatisierungstätigkeit der Treuhandanstalt schneller gelöst worden 
wäre. Da die Privatisierungsverträge den Investoren meistens zumindest mittel-
fristige vertragliche Pflichten wie die Sicherung von Arbeitsplätzen und die 
Durchfilhrung von Investitionen im Unternehmen auferlegen, bestehen im 
Rahmen dieser Dauerschuldverhältnisse Pflichten von beträchtlicher rechtlicher 
und wirtschaftlicher Bedeutung und Brisanz. 

B. Die gesetzlichen Grundlagen der Treuhandanstalt 

I. Die Treuhandanstalt als Bundesanstalt des öffentlichen Rechts 

Die Treuhandanstalt wurde errichtet aufgrund des noch von der Volkskam-
mer der ehemaligen DDR beschlossenen "Gesetzes zur Privatisierung und 
Reorganisation des volkseigenen Vermögens" (THG) vom 17.6.1990. Sie ist 
rechtsfähige bundesunmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts, vgl. § 2 
Abs. 1 THG2a • Die Treuhandanstalt kann der gebräuchlichen Defmition einer 
Anstalt nicht zugeordnet werden. Weder die von ihr verwalteten Unternehmen 
noch die an deren Erwerb Interessierten können als Benutzer im herkömmli-
chen Sinne bezeichnet werden, noch kann angenommen werden, daß sie zum 
Zwecke der Aussonderung des Verwaltungskomplexes Privatisierung und 
Reorganisation des ehemals volkseigenen Vermögens errichtet bzw. von der 

2. GBI DDR 11990, S. 313. - Zum Anstaltsbegriffvgl. Löwer, DVB11985, 928 ff. 
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BRD fortgefiihrt wird. Für die gesetzliche QualifIkation der Treuhandanstalt als 
öffentlich-rechtliche Anstalt ist dies letzIich aber irrelevant. Der Gesetzgeber ist 
nicht gehindert, Institutionen des öffentlichen Rechts derjenigen Organisations-
form zuzuordnen, in der die Aufgaben am ehesten verwirklicht werden kön-
nen2b • 

Art. 25 Abs. 1 des Einigungsvertrages (EV) bestätigt die Fortgeltung der 
Rechtsgrundlagen für die Tätigkeit der Treuhandanstalt. Die Kompetenz des 
Bundes für die "Übernahme" der durch den Staat DDR gegründeten Treu-
handanstalt durch das Einigungsvertragsgesetz folgt aus Art. 87 Abs. 3 GG. 
Gemäß Art. 87 Abs. 3 GG können für Angelegenheiten, für die dem Bund die 
Gesetzgebungskompetenz zusteht, bundesunmittelbare Anstalten durch Bun-
desgesetz errichtet werden. Eine Gesetzgebungskompetenz für die Privatisie-
rung und Reorganisation des volkseigenen Vermögens in den neuen Bundes-
ländern läßt sich dem Kompetenzkatalog des GG naturgemäß nicht entnehmen, 
da es sich hierbei um eine nach der Wirtschaftsverfassung der BRD nicht 
vorgesehene Aufgabe handele. Insoweit kann aber der "Kehrseitengedanke" 
zur Begründung einer Gesetzgebungskompetenz des Bundes aus Art. 71 Nr. 14 
und 15 GG herangezogen werden4• Unabhängig von der dogmatischen Zwei-
felsfrage muß man die Gesetzgebungskompetenz des Bundes im Ergebnis aber 
schon im Hinblick auf die faktischen Gegebenheiten, wie sie Bundesregierung 
und der Bundesgesetzgeber bei Abschluß des Einigungsvertrages vorfanden, 
bejahen. Die Treuhandanstalt bestand unter der Trennung beider deutscher 
Staaten im Gebiet der DDR als Anstalt des öffentlichen Rechts des Staates 
DDR. Es ist für die Beibehaltung ihres Status als Bundesanstalt unschädlich, 
daß ihr Betätigungsfeld nach der Vereinigung beider deutscher Staaten auf das 
Gebiet der ehemaligen DDR beschränkt ist. 

11. Die Gesellschafterstellung und Verfügungsbefugnis 
der Treuhandanstalt über die ehemals volkseigenen Kombinate 

Die Treuhandanstalt wurde gemäß § lAbs. 4 THG Inhaber der Anteile der 
Kapitalgesellschaften, die durch Umwandlung der im Register der volkseige-
nen Wirtschaft eingetragenen volkseigenen Kombinate, Betriebe, Einrichtun-
gen und sonstigen juristisch selbständigen Wirtschaftseinheiten entstehen oder 

2b Weimar, Treuhandgesetz (im folgenden zitiert: THG), Kommentar, § 2, S. 58, 
Rdn. 1 f. 

3 Weimar, THG, § 2, Rdn. 4. 

4 Weimar, THG, § 2, Rdn. 5: Da dort die Gesetzgebungskompetenz rur Enteignung 
verankert ist, so kann dies auch rur den umgekehrten Fall der Reprivatisierung gelten. 


